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157. Verordnung: Durchführung der Abgabenexekutionsordnung (DchfV. z. Abg.E.O.).
1 5 8 . Verordnung: Abänderung von Bestimmungen der Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II. Instanz

(Geo.), betreffend Durchführung der Exekutionsordnung.
1 5 9 . Verordnung: Vorgang bei der Eintreibung von Geldleistungen im Verwaltungsvollstreckungsverfahren.
1 6 0 . Verordnung: Einrichtung der Ärztelisten und Inhalt und Form der Ärzteausweise.
1 6 1 . Verordnung: III. Mastkreditverordnung.

1 5 6 . Bundesgesetz vom 22. Juni 1949
über die Errichtung von Tierärztekammern

(Tierärztekammergesetz).
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Zweck.

(1) Zur Vertretung und Förderung der wir t -
schaftlichen und Standesinteressen der österreichi-
schen Tierärzteschaft werden Tierärz tekammern
(Landeskammern, Bundeskammer) errichtet.

(2) Die Tierärz tekammern sind Selbstverwal-
tungskörper des öffentlichen Rechtes.

(3) Die Bundeskammer, die ihren Sitz in Wien
hat, ist berechtigt, das Bundeswappen mit der
Aufschrift „Bundeskammer der T ie rä rz t e" zu
führen. Die Landeskammern sind berechtigt, die
Aufschrift „Landeskammer der Tierärz te "
mit einem auf ihren Wirkungsbereich hinweisen-
den Zusatz zu führen.

§ 2. M i t g l i e d e r .

(1) Der Wirkungsbereich der Tierärz tekammern
erstreckt sich auf alle Tierärz te , die nach den
gesetzlichen Bestimmungen zur Ausübung des tier-
ärztlichen Berufes in der Republik Österreich be-
rechtigt und in diesem tätig sind. Hiezu gehören
auch die an der Tierärztlichen Hochschule in Wien
und die in der Tierzucht tätigen Tierärz te ; Amts-
t ierärzte aber nur dann, wenn sie neben ihrer
amtlichen Tät igkei t eine tierärztliche Pr iva t -
praxis ausüben (Pflichtmitglieder).

(2) Amtst ierärzte im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind die im Dienste der staatlichen Veter inär-
verwal tung stehenden Tierärz te . Polizeitierärzte
des Dienststandes und, im Falle der Errichtung
eines Bundesheeres, auch Mili tär t ierärzte des
Dienststandes sind für die Anwendung dieses
Bundesgesetzes den Amtstierärzten gleichzuhalten.

(3) Amts-, Polizei- und Mili tärt ierärzte, die
keine tierärztliche Pr ivatpraxis ausüben, sowie
Tierärzte , die im Berufe selbst nicht oder nicht
mehr tätig sind, können den Tierärz tekammern
freiwillig beitreten (freiwillige Mitglieder). Der
Beitritt hat bei der nach dem ordentlichen W o h n -
sitz zuständigen Landeskammer zu erfolgen.

(4) Ist ein Amts-, Polizei- oder Mil i tär t ierarzt
Kammermitglied, kann er nur insoweit verhalten
werden, Anordnungen oder Weisungen der Tier-
ärztekammern Folge zu leisten, als diese Anord-
nungen und Weisungen nicht in Widerspruch mit
seinen Pflichten und den ihm von seinen vorgesetz-
ten Dienststellen erteilten dienstlichen Anord-
nungen und Weisungen stehen.

(5) Alle in Abs. (1) genannten Personen haben
sich spätestens vier Wochen vor Aufnahme ihrer
Berufstätigkeit bei der örtlich zuständigen Landes-
kammer (§ 3) anzumelden. Sie haben jeden beab-
sichtigten Stellungs-, Wohnungs- und Ordinat ions-
wechsel dieser Kammer acht Tage vorher bekannt-
zugeben und allen sich aus ihrer Zugehörigkeit zu
den Tierärz tekammern ergebenden Pflichten zu
entsprechen. Letztere Verpflichtung sowie die
Pflicht zur Meldung eines etwaigen Wohnungs-
wechsels gilt auch für die freiwilligen Mitglieder
[Abs. (3) ] .

§ 3. Ö r t l i c h e r W i r k u n g s b e r e i c h d e r
Landeskammern.

(1) Der örtliche Wirkungsbereich der Landes-
kammer erstreckt sich auf das Bundesland, für
das sie errichtet wurde.

(2) Landeskammern können in ihren Geschäfts-
ordnungen einvernehmlich bestimmen, daß ihre
Konzepts-, Kanzlei- und Kassengeschäfte zur
Gänze oder zum Teil durch eine gemeinsame
Geschäftsstelle besorgt werden.

§ 4. S a c h l i c h e r W i r k u n g s b e r e i c h
d e r L a n d e s k a m m e r n .

Den Landeskammern obliegt die Besorgung der
Geschäfte in folgenden Angelegenheiten, soweit
diese nicht über die Interessen eines Landes hin-
ausgehen:

1. die beruflichen, sozialen und wirtschaft-
lichen Interessen der österreichischen Tierärzte-
schaft wahrzunehmen und diese sowie die Ent-
wicklung des Tiergesundheitswesens und der tier-
ärztlichen Versorgung tunlichst zu fördern;

2. den Behörden ihres örtlichen Wirkungs-
bereiches in allen Fragen, die unmittelbar oder
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mittelbar das Interesse der Tierärzteschaft be-
rühren, Berichte, Vorschläge oder Äußerungen zu
erstatten und diese Behörden bei der Regelung der
tierärztlichen Verhältnisse zu unterstützen;

3. Gutachten über Gesetzentwürfe und sonstige
Vorschriften, die die in Ziffer 1 und 2 aufgezähl-
ten Angelegenheiten behandeln, zu erstatten;

4. für die Würde und das Ansehen des tierärzt-
lichen Berufes einzutreten sowie für die Einhal-
tung der Standesordnung zu sorgen;

5. eine Tierärzteliste und eine Liste der tier-
ärztlichen Hausapotheken zu führen;

6. Übersichten über die tierärztliche Versorgung
zu führen, bei der Niederlassung von Tierärzten
die Verhältnisse der betreffenden Gebiete zu
prüfen und unter Bedachtnahme auf den Orts-
bedarf im Sinne der bestehenden Vorschriften
Einfluß auf die Niederlassung von Tierärzten zu
nehmen;

7. Vertreter in andere Körperschaften und
Stellen ihres örtlichen Wirkungsbereiches zu ent-
senden oder Besetzungsvorschläge für Standes-
vertretungen zu erstatten, soweit deren örtlicher
Wirkungsbereich den der Landeskammern nicht
überschreitet und solche Vertretungen durch beson-
dere Gesetze vorgesehen sind;

8. Vertreter zu den gemäß den jeweils geltenden
Vorschriften vorzunehmenden Überprüfungen
tierärztlicher Hausapotheken zu entsenden;

9. Vorschläge für die Bestellung von gericht-
lichen Sachverständigen zu erstatten;

10. bei der fachlichen Ausbildung der Tierärzte
beratend und fördernd mitzuwirken und der För-
derung der Entwicklung der Veterinärmedizin
sowie tierhygienischen und tierzüchterischen Ein-
richtungen ihr Augenmerk zu widmen;

11. bei der Überwachung arbeitsrechtlicher Vor-
schriften für Tierärzte und von Bestimmungen der
Versicherungsgesellschaften zum Schutze vor Be-
rufskrankheiten mitzuwirken;

12. der Kurpfuscherei und dem Geheimmittel-
unwesen bei der Behandlung von Tieren ein be-
sonderes Augenmerk zuzuwenden und zu deren
Bekämpfung geeignete Vorschläge zu erstatten;

13. die Veröffentlichung von Fachaufsätzen in
der Presse zu fördern;

14. in Streitigkeiten zwischen den Kammer-
angehörigen zu vermitteln.

§ 5. Ö r t l i c h e r u n d s a c h l i c h e r W i r -
k u n g s b e r e i c h d e r B u n d e s k a m m e r .

(1) Der örtliche Wirkungsbereich der Bundes-
kammer erstreckt sich auf das gesamte Bundes-
gebiet.

(2) Der Bundeskammer obliegen alle im § 4
aufgezählten Aufgaben, soweit sie über die Zu-
ständigkeit einer Landeskammer hinausgehen.

(3) Ausschließlich obliegt der Bundeskammer:
1. die Erstat tung von Vorschlägen, Berichten

u n d Gutachten an die Bundesregierung, an die

Bundesministerien sowie an Behörden mit dem
örtlichen Wirkungsbereich für das gesamte Bundes-
gebiet;

2. die Pflege der Beziehungen zu ausländischen
Interessenvertretungen ;

3. die Abfassung einer für alle Kammermi t -
glieder verbindlichen Standesordnung;

4. für den Fall von Krankhei t , Inval idi tä t und
für die Altersversorgung ihrer Mitglieder sowie
deren Hinterbliebenen Vorsorge zu treffen und
die Schaffung von Wohlfahrtseinrichtungen für
Tierärzte , deren Angehörige und Hinterbliebene
zu veranlassen und zu fördern;

5. die Errichtung gemeinsamer wirtschaftlicher
Einrichtungen zu fördern;

6. Vorschläge für einen Gebührentarif für tier-
ärztliche Dienstleistungen, soweit die Gebühren
nicht anderweitig geregelt sind, zu erstatten.

(4) Vor Abgabe eines Gutachtens über Entwürfe
von Bundesgesetzen und Verordnungen des
Bundes im Sinne des Abs. (3), Z. 1, ha t die
Bundeskammer alle Landeskammern zu hören.
Es ist womöglich ein einheitliches Gutachten ab-
zugeben. K o m m t ein solches nicht zustande, so
ist an die zuständige Stelle das der Mehrheit der
Landeskammern entsprechende Gutachten zu er-
statten und ausdrücklich als Mehrheitsgutachten
zu bezeichnen. Die abweichenden Gutachten sind
dem zu erstattenden Gutachten anzuschließen.

(5) Vor Abgabe anderer Gutachten, Äußerungen
oder Vorschlägen ist den interessierten Landes-
kammern nach Tunlichkeit Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. Die Bestimmungen des
Abs. (4) finden sinngemäß Anwendung.

(6) Gegen die Errichtung von Einrichtungen im
Sinne des Abs. (3), Z . 4 und 5, für das ganze
Bundesgebiet, die einen finanziellen Aufwand der
Tierärzteschaft erfordern, können die Landes-
kammern binnen drei Monaten nach der Beschluß-
fassung durch die Hauptversammlung der Bundes-
kammer [§ 9, Abs. (6) , lit. h ] Einspruch erheben.
Der Einspruch bewirkt , d aß der Beschluß für die
betreffende Landeskammer keine Gel tung hat .
Mitgliedern dieser Landeskammer steht jedoch
der Einzelbeitritt frei.

(7) Ha l t en sich in Angelegenheiten, in welchen
die Tierärz tekammern beratend mitzuwirken
haben, sowohl die Bundeskammer als auch eine
oder mehrere Landeskammern für zuständig, so
können alle beteiligten Kammern ein Gutachten
abgeben mit der Folge, daß unbeschadet der et-
waigen Austragung des Zuständigkeitsstreites die
Gutachten der Landeskammern als Minderheits-
gutachten zu werten sind.

§ 6. B e g u t a c h t u n g v o n G e s e t z - u n d
V e r o r d n u n g s e n t w ü r f e n .

Gesetzentwürfe, die Angelegenheiten des Vete-
rinärwesens, Tierheilmittel , Tierschutz und Tier -
zucht, tierhygienische, fleisch-, milch- und nah-
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rungsmittelhygienische Angelegenheiten oder die
Fragen tierärztlicher Dienst- und Berufsverhält-
nisse berühren, sind vor ihrer Einbringung in die
gesetzgebenden Organe, besonders wichtige diese
Angelegenheiten und Fragen berührende Verord-
nungen, sofern nicht öffentliche Interessen ihre
sofortige Ver lautbarung erfordern, vor ihrer Er -
lassung der zuständigen Tierärz tekammer zur
Begutachtung zu übermitteln.

§ 7. A u s k u n f t s - u n d U n t e r s t ü t z u n g s -
p f l i c h t .

(1) Die Behörden des Bundes und der Länder
sowie die auf Grund gesetzlicher Bestimmungen
zur Vert re tung beruflicher oder wirtschaftlicher
Interessen berufenen oder auf Grund freier Ver-
einbarung hiezu errichteten Körperschaften und
die Anstalten der Sozialversicherung sind ver-
pflichtet, den Tierärz tekammern auf Verlangen
die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen und sie in ihrer
Wirksamkei t zu unterstützen.

(2) Die Tierärz tekammern sind zu dem gleichen
Verhalten gegenüber den vorgenannten Behörden
und Körperschaften verpflichtet.

(3) Dieselben Verpflichtungen gelten auch
zwischen den Tierärz tekammern untereinander,
insbesondere haben die Landeskammern der
Bundeskammer die Listen der Tierärzte und tier-
ärztlichen Hausapotheken zu übermitteln sowie
jede Änderung derselben mitzuteilen.

§ 8. O r g a n e .

Die Organe der Tierärztekammern sind:
1. die Hauptversammlung,
2. der Kammervorstand,
3. der Präsident.

§ 9. D i e H a u p t v e r s a m m l u n g .

(1) Die Hauptversammlung der Bundeskammer
setzt sich aus den Delegierten der Landeskammern
zusammen.

(2) Die Hauptversammlung der Landeskammern
ist die Versammlung der stimmberechtigten Mit-
glieder.

(3) Die Hauptversammlung wird vom Präsi-
denten unter Angabe der Verhandlungsgegen-
stände jährlich mindestens einmal einberufen
(ordentliche Haup tve r sammlung) . Überdies ist sie
auf Verlangen des Kammervorstandes zur Bericht-
erstattung und Besprechung besonders wichtiger
Angelegenheiten oder, wenn es ein Dri t tel der
Mitglieder verlangt — bei der Bundeskammer
auch wenn es drei Landeskammern verlangen —,
innerhalb von vier Wochen vom Tage des Ein-
langens des Antrages an einzuberufen (außer-
ordentliche Hauptversammlung) .

(4) Die Hauptversammlung ist bei Anwesenheit
der Häl f te aller Teilnahmeberechtigten, jeden-
falls aber eine halbe Stunde nach dem fest-

gesetzten Beginn auch ohne Rücksicht auf die
Zahl der Erschienenen beschlußfähig.

(5) Die Delegierten und Mitglieder sind ver-
pflichtet, an den Hauptversammlungen teil-
zunehmen; die Delegierten können sich jedoch
durch ihre Ersatzmänner vertreten lassen.

(6) Der Beschlußfassung der Hauptversammlung
sind unbeschadet der Bestimmungen des Abs. (3)
vorbehalten:

a) der Jahresvoranschlag über die Einnahmen
und Ausgaben der Tierärztekammer;

b) die Prüfung und Genehmigung der Jahres-
abrechnung und der Geldgebarung des
Kammervorstandes, dessen Entlastung sowie
die Wahl von zwei Rechnungsprüfern für
die Dauer von zwei Jahren;

c) die Festsetzung der von den Kammer-
angehörigen zu entrichtenden Kammer-
umlagen;

d) die Festsetzung der Höhe der Aufwands-
vergütung der Kammerorgane;

e) die Erlassung oder Änderung der Geschäfts-
ordnung, Dienstordnung und Umlagen-
ordnung;

f) die gemäß § 14, Abs. (1), (2) und (4), der
Hauptversammlung vorbehaltenen Wahlen;

g) die Entscheidung über den Verlust eines
Mandates [§ 29, Abs. (2)];

bei der Bundeskammer überdies:
h) die Errichtung und Förderung gemeinsamer

wirtschaftlicher sowie von Wohlfahrts- und
Unterstützungseinrichtungen ;

i) die Erlassung oder Änderung der Standes-
ordnung.

(7) Die Hauptversammlung beschließt, aus-
genommen in den Fällen der Erlassung oder Ab-
änderung der Geschäfts-, Dienst- und Umlagen-
ordnung [Abs. (6), lit. e ] , der Standesordnung
[Abs. (6), lit. i ] , des Verlustes eines Mandates
[Abs. (6), lit. g; § 29, Abs. ;(2)], in denen Zwei-
drit telmehrheit erforderlich ist, mit einfacher
Stimmenmehrheit . Der Vorsitzende stimmt nicht
mit. W e n n die Abstimmung Stimmengleichheit
ergibt, gilt der Antrag als abgelehnt.

§ 10. Der Kammervorstand.
(1) Der Kammervorstand der Landeskammern

besteht aus dem Präsidenten und zwei bis sechs
weiteren Vorstandsmitgliedern. Für die erste Wahl
bestimmt die Wahlordnung (§ 14) die Zahl der
Vorstandsmitglieder, für die weiteren Wahlen die
Geschäftsordnung der Landeskammern.

(2) Der Kammervorstand der Bundeskammer
besteht aus dem Präsidenten der Bundeskammer
sowie den Vertretern der Landeskammern. Jede
Landeskammer entsendet einen oder zwei
Kammerangehörige in den Vorstand, je nachdem
die Zahl der Kammerangehörigen des Bundes-
landes bis hundert oder mehr als hundert beträgt.
Die Wahl erfolgt in der Hauptversammlung der
Landeskammer.
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(3) In den Aufgabenbereich des Kammer-
vorstandes fallen alle Angelegenheiten, die durch
dieses Bundesgesetz oder die Geschäftsordnung
keinem anderen Organ ausdrücklich zugewiesen
sind. Er ist der Aufsichtsbehörde dafür verant-
wortlich, daß sich die Tätigkeit der Kammer
innerhalb ihres gesetzlichen Wirkungsbereiches be-
wegt, der Hauptversammlung dafür, daß die
Organe der Kammer den durch dieses Bundesgesetz
festgelegten Aufgabenkreis erfüllen und die Be-
schlüsse der Hauptversammlung durchführen.

(4) Der Kammervorstand ist nach Bedarf, min-
destens aber vierteljährlich, bei der Bundeskammer
auch auf Verlangen von mindestens drei Landes-
kammern, vom Präsidenten binnen zwei Wochen
einzuberufen. Der Kammervorstand ist bei An-
wesenheit von zwei Dritteln aller Vorstands-
mitglieder beschlußfähig. Er faßt seine Beschlüsse
mit einfacher Stimmenmehrheit. Der Vorsitzende
stimmt nicht mit. Wenn die Abstimmung
Stimmengleichheit ergibt, gilt jener Antrag als an-
genommen, dem der Vorsitzende beitritt.

(5) Die Geschäftsordnung kann vorsehen, daß
in Angelegenheiten, in welchen die Kammern nur
beratend mitzuwirken haben, die Stellungnahme
der Vorstandsmitglieder auch schriftlich eingeholt
werden kann .

(6) Der Vorstand, in Einzelfällen der Präsident,
kann Ausschüsse zur Vorbereitung von Verhand-
lungsgegenständen für die Hauptversammlung
und Berichterstattung an die Hauptversammlung
bestellen und ihnen auch die Abfassung von Fach-
gutachten, die Durchführung von Erhebungen,
Begutachtungen und Verhandlungen übertragen.
Das Nähere , auch die Entschädigung hiefür, wi rd
in der Geschäftsordnung geregelt.

§ 11 . D e r P r ä s i d e n t .

(1) Der Präsident ist der gesetzliche Vertreter
der Kammer, leitet ihre Geschäfte und fertigt alle
Geschäftsstücke. Er führt den Vorsi tz in der
Hauptversammlung und im Kammervors tand.
Ihm obliegt, die Beschlüsse des Kammervorstandes
und, wenn nichts anderes bestimmt ist, die Be-
schlüsse der Hauptversammlung zu vollziehen.

(2) Bei besonderer Dringlichkeit und in Fällen,
in denen der Kammervors tand innerhalb der von
den Behörden gestellten Frist keinen Beschluß
fassen kann, steht ihm nach Einholung der
Stellungnahme eines jeden Vizepräsidenten auch
die Entscheidung gegen nachträgliche Genehmigung
durch den Kammervors tand zu.

(3) Der Präsident wird im Verhinderungsfalle
vom Vizepräsidenten vertreten. Bei Landes-
kammern mit über 100 Mitgliedern kann ein
zweiter Vizepräsident bestellt werden. Bei der
Bundeskammer sind ein erster und zweiter Vize-
präsident zu bestellen. Dabei ist auf eine Ver -
tretung der Bundesländer insofern Bedacht zu
nehmen, daß diese drei Funkt ionen von je einem
Tierarz t aus den Ländergruppen Wien-Nieder-

österreich-Burgenland, ferner Steiermark-Ober-
österreich-Salzburg sowie Kärn ten-Ti ro l -Vorar l -
berg besetzt werden.

§ 12. B e s t e l l u n g d e r O r g a n e d e r
T i e r ä r z t e k a m m e r n .

(1) Die Organe der Tierärz tekammern werden
mit Ausnahme der Präsidenten der Tie rä rz te -
kammern und der Vizepräsidenten der Bundes-
kammer [§ 13, Abs. (6), § 14, Abs. (4) und (5)]
nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes
gewählt .

(2) Das aktive Wahlrecht ist an die Kammer-
zugehörigkeit gebunden. Der Wahlberechtigte m u ß
ferner österreichischer Staatsbürger und darf nicht
vom Wahlrecht in die gesetzgebenden Organe aus-
geschlossen sein. Das aktive Wahlrecht ruht, wenn
und insolange es durch ein rechtskräftiges Er -
kenntnis des Disziplinarrates oder -senates ent-
zögen wurde .

(3) Wäh lba r sind alle wahlberechtigten Kammer -
angehörigen. Eine W a h l darf ohne triftige Gründe
nicht abgelehnt werden. Das Nähere regelt die
Geschäftsordnung.

(4) Die Wahlper iode beträgt drei Jahre . Bei
etwaigen Nach- oder Ergänzungswahlen endet
die Mandatsdauer ebenfalls am Ende der W a h l -
periode.

§ 13. W a h l d e r O r g a n e d e r L a n d e s -
kammern.

(1) Die W a h l der Vorstandsmitglieder der
Landeskammern erfolgt durch die kammer-
angehörigen. Tierärz te auf Grund des gleichen,
unmittelbaren, geheimen und persönlichen W a h l -
rechtes.

(2) Jedes Bundesland bildet in der Regel einen
Wahlkreis .

(3) In jedem Bundeslande (Wahlkreis) wird zur
Durchführung und Leitung der W a h l eine Landes-
wahlkommission bestellt, deren Mitglieder über
Vorschlag des abtretenden Vorstandes — das erste-
mal des vorläufigen Vorstandes — von der zu-
ständigen Landesregierung ernannt werden.

(4) Für die W a h l der Vorstandsmitglieder be-
steht Wahlpflicht. Wegen Verletzung der W a h l -
pflicht kann vom Präsidenten eine Geldbuße bis zu
100 S verhängt werden. Die verhängten Geld-
bußen fließen in die Kasse der Tierärz tekammern.

(5) Die Wahlen der Vorstandsmitglieder der
Landeskammern finden das erstemal innerhalb
drei Monaten nach Inkraf t t re ten der Tie rä rz te -
kammer-Wahlordnung [§ 14, Abs. (7)] , sonst
innerhalb der letzten drei Monate der Manda t s -
dauer statt.

(6) Die gemäß Abs. (1) gewählten Vorstands-
mitglieder wählen aus ihrer Mitte nach den Be-
stimmungen des Abs. (7) den Präsidenten sowie
nach dem Verhältniswahlrecht die Vizepräsi-
denten.
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(7) Bei der Wahl des Präsidenten ist als gewählt
anzusehen, wer mehr als die Hälfte der ab-
gegebenen gültigen Stimmen auf sich vereinigt.
Kommt diese Stimmenmehrheit nicht zustande, so
ist eine engere Wahl durchzuführen. Bei der
engeren Wahl dürfen sich die Wählenden nur auf
jene zwei Personen beschränken, die bei der ersten
Abstimmung die meisten Stimmen erhalten haben.
Ergab die erste Abstimmung Stimmengleichheit,
so entscheidet über die Frage, wer in die engere
Wahl einzubeziehen ist, das Los. Stimmen, die bei
der engeren Wahl für andere Personen abgegeben
werden, sind ungültig. Ergibt sich bei der engeren
Wahl Stimmengleichheit, so entscheidet das Los.
Das durch die Wahl zum Präsidenten freige-
wordene Mandat eines Vorstandsmitgliedes erhält
der Ersatzmann im zugehörigen Wahlvorschlag.

§ 14. W a h l d e r O r g a n e d e r B u n d e s -
k a m m e r , T i e r ä r z t e k a m m e r - W a h l -

ordnung.

(1) Die Delegierten in die Hauptversammlung
der Bundeskammer werden von der konsti tu-
ierenden Hauptversammlung der Landeskammern
gewählt .

(2) Zu diesem Zwecke sind die konstituierenden
Hauptversammlungen der Landeskammern vom
neugewählten Präsidenten binnen sechs Wochen
nach seiner W a h l einzuberufen.

(3) Die Anzahl der Delegierten, die eine Landes-
kammer zu entsenden hat , bestimmt auf Grund
der Mitgliederzahl in der abgeschlossenen Wähler -
liste die zuständige Landeswahlbehörde in der
Weise, daß für je 22 Kammerangehörige ein Dele-
gierter, für Restzahlen unter 22 ein weiterer Dele-
gierter, jedenfalls aber ein Delegierter zu wählen
ist.

(4) Der Präsident der Bundeskammer wird von
der Hauptversammlung nach den Bestimmungen
des § 13, Abs. (7), gewählt .

(5) Die Vizepräsidenten der Bundeskammer
werden vom Vorstande der Bundeskammer aus
seiner Mitte mit einfacher Mehrheit gewählt, w o -
bei auf die Bestimmungen des § 11, Abs. (3),
letzter Satz, Bedacht zu nehmen ist.

(6) Der Präsident der Bundeskammer darf dem
Vorstand einer Landeskammer nicht angehören.

(7) Die näheren Bestimmungen über das W a h l -
verfahren [§§ 12, 13, 14, Abs. (1) bis (5)] , ins-
besondere über die Ausschreibung der Wahlen ,
die Erfassung und Verzeichnung der Wahlberech-
tigten, die Wahlbehörden, die Wahlwerbung, das
Abstimmungs- und Ermitt lungsverfahren bei den
Wahlen des Vorstandes der Landeskammern, der
Präsidenten und Vizepräsidenten der Tierärz te-
kammern sowie über die Einberufung der ge-
wähl ten Vorstandsmitglieder (Tierärz tekammer-
Wahlordnung) werden vom Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft im Verordnungs-
wege erlassen.

§ 15. K a m m e r b ü r o .

(1) Zur Besorgung der Konzepts-, Kanzlei- und
Kassengeschäfte kann ein Kammerbüro errichtet
werden, das von einem fachlich geschulten, ins-
besondere in den Angelegenheiten des Veterinär-
wesens und der allgemeinen Verwaltung er-
fahrenen Beamten geleitet wird. Das Büro unter-
steht unmittelbar dem Präsidenten, der auch den
leitenden Beamten sowie die sonst erforderlichen
Angestellten des Büros bestellt,

(2) Rechte und Pflichten des Leiters der An-
gestellten und sonstigen Hilfskräfte des Büros,
ihre Ansprüche auf Besoldung und Pensionsbezüge
werden in einer Dienstordnung bestimmt.

§ 16. A n g e l o b u n g .
Die Präsidenten der Tierärztekammern und ihre

Stellvertreter haben vor ihrem Amtsantritt zu
Handen der Aufsichtsbehörden, die übrigen Vor-
standsmitglieder zu Handen der Präsidenten ein
Gelöbnis auf die Einhaltung der Gesetze und die
getreue Erfüllung ihrer Obliegenheiten abzulegen.

§ 17. V e r s c h w i e g e n h e i t s p f l i c h t .
Alle Organe und das gesamte Personal der Tier-

ärztekammern sind, soweit gesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist, zur Verschwiegenheit über alle
ihnen aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt ge-
wordenen Tatsachen verpflichtet. Von dieser Ver-
pflichtung kann sie die Aufsichtsbehörde über Ver-
langen eines Gerichtes oder einer sonstigen Behörde
entbinden.

§ 18. D e c k u n g d e r K o s t e n .
(1) Die Kosten der Tierärztekammern werden

gedeckt durch
a) Kammerumlagen, deren Höhe alljährlich

von der Hauptversammlung festgesetzt
wird; die näheren Vorschriften über die
Einhebung werden durch eine Umlagenord-
nung erlassen;

b) die aus dem Vermögen oder den Unter-
nehmungen der Kammern fließenden Erträg-
nisse;

c) sonstige Einnahmen, wie zum Beispiel Geld-
bußen [§ 13, Abs. (4)], Disziplinarstrafen
[§ 24, Abs. (1), lit. b ] , Ordnungsstrafen
[§ 27, Abs. (1)], Zuwendungen und Spenden,
die den Tierärztekammern kraft ihrer
Rechtspersönlichkeit zufließen.

(2) Die Landeskammer- und Bundeskammerum-
lagen dürfen für jeden Kammerangehörigen je
die zehnfache Mindestgebühr einer Hausordination
für Großtiere im Jahr nicht überschreiten.

(3) Der Hauptversammlung ist alljährlich bis
längstens 31. März vom Kammervorstand ein
Rechnungsabschluß über das vorhergegangene
Kalenderjahr vorzulegen, die nach Anhörung der
beiden Rechnungsprüfer zu dem Rechnungs-
abschluß Stellung nimmt und dem Kammervor-
stand die Entlastung erteilt.
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(4) Der Hauptversammlung ist alljährlich vom
Kammervorstande bis längstens Ende September
ein Jahresvoranschlag zur Genehmigung vor-
zulegen.

(5) Der Präsident und die Vizepräsidenten
haben Anspruch auf eine monatliche Vergütung,
die dem Umfange ihrer Amtspflichten und der
Belastung durch Repräsentationsauslagen ent-
spricht. Ihre H ö h e wird von, der Haup tversamm-
lung festgesetzt.

(6) Die den Kammervors tands- oder Ausschuß-
mitgliedern zustehende Aufwandsentschädigung,
ferner die den Delegierten der Hauptversammlung
oder sonstigen Organen der Kammern erwachsen-
den Barauslagen werden ihnen in der Ar t und
in dem Ausmaße vergütet, wie es die Geschäfts-
ordnung vorsieht.

(7) Die Landeskammern sind verpflichtet, bei
der Einhebung der Bundeskammerumlage über
Verlangen der Bundeskammer mitzuwirken.

(8) Die rückständigen Umlagen können im Ver-
waltungswege eingebracht werden.

§ 19. D i s z i p l i n a r v e r f a h r e n .
(1) Mitglieder, die sich eines des tierärztlichen

Standes unwürdigen Verhaltens schuldig machen
oder ihre Pflichten als Angehörige der Kammer
verletzen, begehen ein Disziplinarvergehen.

(2) Der disziplinären Verfolgung steht der U m -
stand nicht entgegen, daß die gleiche H a n d l u n g
oder Unterlassung auch von einem Gericht oder
einer Verwaltungsbehörde zu ahnden ist.

(3) Öffentliche Bedienstete unterstehen nicht der
Disziplinargewalt der Tierärz tekammer. Die
Dienstbehörde dieser Mitglieder ist jedoch ver-
pflichtet, die von einer Tierärz tekammer erstattete
Disziplinaranzeige in Behandlung zu nehmen und
ihr den Verweisungs- oder Einstellungsbeschluß,
beziehungsweise das Erkenntnis zuzustellen.

§ 20. D i s z i p l i n a r r a t .
(1) Über Disziplinarvergehen erkennt der Dis-

zipl inarrat . Dieser wird für jedes Bundesland für
die Dauer von drei Jahren errichtet.

(2) Der Diszipl inarrat besteht aus dem Vor-
sitzenden und dessen Stellvertreter, die über Vor -
schlag des Vorstandes von der Landesregierung,
allenfalls im Einvernehmen mit der Dienstbehörde
des Vorgeschlagenen, ernannt werden, ferner aus
vier Beisitzern und ebensoviel Ersatzmännern, die
vom Vorstand bestellt werden.

§ 2 1 . D i s z i p l i n a r s e n a t .
(1) Bei der Bundeskammer wird ein Disziplinar-

senat errichtet. Er besteht aus einer zum Richter-
amte, abgesehen von der Altersgrenze, geeigneten
Person als Vorsitzenden, zwei Beamten aus dem
Stande des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft, von denen der eine rechtskundig,
der zweite ein Tierarz t der Veter inärverwal tung
sein muß, sowie aus zwei weiteren Beisitzern, die
vom Vors tand der Bundeskammer bestellt werden.

Der Vorsitzende und die Beisitzer aus dem Stande
des Bundesministeriums für Land- und Fors twir t -
schaft werden über Vorschlag des Vorstandes der
Bundeskammer vom Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft bestimmt.

(2) Der Disziplinarsenat kann nur dann an-
gerufen werden, wenn in der Angelegenheit der
Diszipl inarrat der zuständigen Landeskammer be-
reits e rkannt oder die Einleitung eines Disziplinar-
verfahrens abgelehnt hat . Die Anrufung ha t binnen
vier Wochen nach erfolgter Zustellung der En t -
scheidung des Disziplinarrates zu erfolgen und ha t
aufschiebende Wirkung.

(3) Der Disziplinarsenat ist berechtigt, seine
Entscheidung an die Stelle jener des Disziplinar-
rates zu setzen und demgemäß die Entscheidung
nach jeder Richtung abzuändern.

§ 22. D i s z i p l i n a r a n w a l t .
(1) Bei jedem Diszipl inarrat und beim Dis -

ziplinarsenat ist vom Vors tand der zuständigen
Kammer je ein Diszipl inaranwalt zu bestellen,
dem die Anzeige von Disziplinarvergehen sowie
die Vertretung der Anzeige im Disziplinarver-
fahren obliegt.

(2) Über Weisung der Aufsichtsbehörde ist der
Diszipl inaranwalt verpflichtet, die Disziplinar-
anzeige zu erstatten und zu vertreten.

§ 23 . D i s z i p l i n a r o r d n u n g .
(1) Soweit sich aus den Vorschriften dieses

Bundesgesetzes nichts anderes ergibt, sind die
Vorschriften des Gesetzes vom 25. Jänner 1914,
R . G . B l . N r . 15 (Dienstpragmatik), betreffend das
Disziplinarverfahren, mit Ausnahme der Bestim-
mungen, die ein Beamtenverhältnis voraussetzen,
sinngemäß anzuwenden.

(2) Nähere Bestimmungen für den Disziplinar-
rat können vom Vorstand der zuständigen Landes-
kammer, für den Disziplinarsenat vom Vors tand
der Bundeskammer, in einer Diszipl inarordnung,
die der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedarf,
getroffen werden.

(3) Die Mitglieder des Disziplinarrates, des
Disziplinarsenates und die Diszipl inaranwälte ver-
sehen ihre Aufgaben ehrenamtlich, doch werden
ihre Barauslagen von der zuständigen Kammer
vergütet. Die Entschädigung des Vorsitzenden des
Disziplinarrates und des Disziplinarsenates wi rd
durch die Geschäftsordnung geregelt.

§ 24. D i s z i p l i n a r s t r a f e n .
(1) Disziplinarstrafen sind:
a) der schriftliche Verweis;
b) Geldstrafen bis zu 3000 S ;
c) die zeitliche oder dauernde Entziehung des

Wahlrechtes und der Wählbarke i t zur Tier -
ärz tekammer;

d) Verbot der Ausübung der tierärztlichen
Praxis höchstens bis zu einem Jahr .

(2) Die Strafe nach Abs. (1), lit. c, k a n n das
erstemal höchstens auf die Dauer eines Jahres
und in der Regel nur gegen solche Kammermi t -
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glieder verhängt werden, die wegen Disziplinar-
vergehen bereits mit einer Geldstrafe bestraft
worden sind; die Strafe nach Abs. (1), lit. d,
überdies nur bei einem das Ansehen der Tierärzte-
schaft besonders schädigenden Verhalten.

(3) Disziplinarstrafen nach Abs. (1), lit. b bis d,
können bedingt unter Festsetzung einer Bewäh-
rungsfrist von einem bis zu drei Jahren verhängt
werden, sofern der Beschuldigte bisher keine
andere Disziplinarstrafe als einen schriftlichen
Verweis erlitten hat oder eine erhaltene Strafe
dieser Art bereits getilgt ist.

(4) Jede in Rechtskraft erwachsene Disziplinar-
strafe ist in eine vom Vorstand zu führende Vor-
merkung einzutragen. Disziplinarstrafen nach
Abs. (1), lit. c und d, sind der zuständigen
Bezirksverwaltungsbehörde sowie dem Amte der
Landesregierung mitzuteilen.

(5) Über Ansuchen des Verurteilten kann der
Disziplinarrat oder der Disziplinarsenat die Ti l-
gung einer Disziplinarstrafe verfügen, wenn die
Verhängung der Strafe mindestens fünf Jahre
zurückliegt und der Verurteilte innerhalb dieser
Zeit keines neuerlichen Disziplinarvergehens
schuldig erkannt worden ist.

§ 25. K o s t e n d e s D i s z i p l i n a r v e r -
f a h r e n s .

(1) Die Kosten des Disziplinarverfahrens sind
im Falle des Schuldspruches vom Verurteilten, im
Falle des Freispruches von der zuständigen
Kammer zu tragen.

(2) Die verhängten Geldstrafen sowie die
Kosten des Disziplinarverfahrens können im Ver-
waltungswege eingebracht werden.

§ 26. S c h l i c h t u n g s v e r f a h r e n .
(1) In der Geschäftsordnung der Landeskammern

kann vorgesehen werden, daß der Disziplinarrat
auch als Schlichtungsstelle fungiere.

(2) Als Schlichtungsstelle ist der Disziplinarrat
berufen, in allen aus der Standeszugehörigkeit
sich ergebenden persönlichen Streitfällen, Be-
schwerden und Klagen von Mitgliedern unter-
einander oder gegeneinander auch dann zu inter-
venieren, wenn ihre Austragung in die Zuständig-
keit der Behörden fällt. Die kammerangehörigen
Tierärzte sind verpflichtet, in solchen Fällen vor
Betretung des gerichtlichen Klageweges oder An-
rufung der Verwaltungsbehörden die Vermitt-
lung des Disziplinarrates zu suchen. Handel t es
sich um Streitfälle zwischen Tierärzten verschie-
dener Bundesländer, so ist zur Vermittlung der
Disziplinarrat jenes Bundeslandes berufen, in dem
der Beklagte seinen Beruf ausübt oder, falls er
freiwilliges Mitglied ist, seinen Wohnsitz hat.

(3) Die Bestimmungen des Abs. (2) finden auf
Tierärzte im öffentlichen Dienst nur insoweit
Anwendung, als sich die Streitigkeiten nicht auf
das Dienstverhältnis oder die Dienststellung des
Tierarztes beziehen.

§ 27. O r d n u n g s s t r a f e n .
(1) Der Vorstand kann gegen Mitglieder wegen

Vernachlässigung der ihnen- gegenüber der
Kammer obliegenden Pflichten, insbesondere
Unterlassung der Meldung [§ 2, Abs. (5)], wegen
Nichterscheinens trotz Vorladung oder wegen
Störung der Ordnung in der Kammer Ordnungs-
strafen bis zu 300 S verhängen.

(2) Die gleiche Befugnis steht dem Vorsitzenden
des Disziplinarrates und des Disziplinarsenates zu.

(3) Vor der Verhängung der Ordnungsstrafe
ist dem Mitglied, außer im Falle der Störung der
Ordnung in einer Versammlung der Kammer,
Gelegenheit zu geben, sich mündlich oder schrift-
lich zu rechtfertigen.

(4) Gegen die Verhängung einer Ordnungsstrafe
steht innerhalb von zwei Wochen die Berufung
an den Diszipl inarrat zu. Sie ist bei der Stelle,
die die Ordnungsstrafe verhängt hat, einzubringen
und ha t aufschiebende Wirkung. Ein weiteres
Rechtsmittel ist nicht zulässig.

(5) Die Ordnungsstrafen können im Verwal-
tungswege eingebracht werden.

§ 28. A u f s i c h t s r e c h t .

(1) Die Landeskammern unterstehen der Auf-
sicht der zuständigen Landesregierung.

(2) Die Bundeskammer untersteht der Aufsicht
des Bundesministeriums für Land- und Forstwirt-
schaft.

(3) Die Geschäftsordnung, die Dienstordnung,
der Jahresvoranschlag, die Umlagenordnung, der
Rechnungsabschluß und der Gebührentarif [§ 5,
Abs. (3), Z. 6 ] , die Bestellung des Disziplinar-
anwaltes und der nicht von der Aufsichtsbehörde
ernannten Mitglieder des Disziplinarrates und
des Disziplinarsenates unterliegen der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde.

(4) Die Aufsichtsbehörde kann Beschlüsse der
Organe, die gegen bestehende Vorschriften ver-
stoßen, aufheben.

(5) Die Organe der Tierärz tekammern können
durch Verfügung der Aufsichtsbehörden abberufen
werden, wenn sie ihre Befugnisse überschreiten,
ihre Aufgaben vernachlässigen oder wenn sie
beschlußunfähig werden. In diesem Falle verfügt
die Aufsichtsbehörde selbst die Neubestellung
dieser Organe in sinngemäßer Anwendung der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes.

§ 29. A u s s c h e i d e n v o n K a m m e r -
f u n k t i o n ä r e n .

(1) Kammermitgl ieder, bei denen nachträglich
Umstände eintreten oder bekannt werden, die
ihre Wählbarkei t ausschließen, sind über Ant rag
des Präsidenten vom Vors tande ihres Mandates
für verlustig zu erklären.

(2) Im Falle einer gröblichen Verletzung oder
Vernachlässigung der den Kammermitgliedern
durch dieses Gesetz auferlegten Pflichten können
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diese durch Beschluß der Hauptversammlung ihres
Mandates für verlustig erklärt werden.

(3) Im Falle des Ausscheidens eines Kammer-
mitgliedes durch Tod, Rücktritt oder Mandats-
verlust erfolgt die Neubesetzung seines Mandates

a) bei den Organen, die nach den Grundsätzen
der Verhältniswahl bestellt wurden, durch
Nachrücken des Nächsten im Wahlvor-
schlage;

b) bei den Präsidenten der Tierärztekammern
und den Vizepräsidenten der Bundeskammer
durch Neuwahl.

§ 30. S c h l u ß - u n d Ü b e r g a n g s -
b e s t i m m u n g e n .

(1) Die Konstituierung der Tierärz tekammern
erfolgt in der Weise, daß nach Inkraft t reten
dieses Bundesgesetzes die Aufsichtsbehörden auf
Vorschlag der bisher mit der Vertretung der
Berufsinteressen der Tierärzteschaft befaßten
Organisationen einen vorläufigen Kammervor-
stand, bestehend aus einem Vorsitzenden und
zwei bis neun Mitgliedern, bestellen, wobei bei
der Bundeskammer auf eine Vertretung der Tier-
ärzteschaft der Bundesländer Bedacht zu nehmen ist.

(2) Dieser vorläufige Kammervors tand übt bis
zum Zusammentr i t te der gewählten Kammer-
vorstände alle den letzteren nach diesem Bundes-
gesetze zustehenden Obliegenheiten aus, ins-
besondere das Vorschlagsrecht für die Landes-
wahlkommissionen [§ 13, Abs. (3 ) ] .

(3) Die Rechte und Verbindlichkeiten der bisher
mit der Vertretung der Berufsinteressen der Tier-
ärzteschaft befaßten Organisationen gehen mit
dem Inkraf t t reten dieses Bundesgesetzes an die
Tierärz tekammern des entsprechenden örtlichen
Wirkungsbereiches über.

(1) Der Übergang der Vermögenswerte sowie
alle diesbezüglichen Rechtsgeschäfte, Rechts-
urkunden, Amtshandlungen und Schriften sind
von allen öffentlichen Abgaben, die der bundes-
gesetzlichen Regelung unterliegen, befreit.

§ 3 1 . V o l l z u g s k l a u s e l .
(1) Mi t der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

ist in Angelegenheiten der Landeskammern die
zuständige Landesregierung, sonst das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft betraut .

(2) Die Durchführungsverordnungen zu diesem
Bundesgesetz er läßt das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft.

Renner
Figl Kraus

157 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 23. Juni 1949 zur Durch-
führung der Abgabenexekutionsordnung

(DchfV.O. z. Abg.E.O.)
Auf Grund der §§ 43, Abs. (2), 79, Abs. (4),

82, 83, 85, Abs. (4), und 86, Abs. (3), des Bundes-
gesetzes vom 30. März 1949, B. G. Bl.

N r . 104, über die Einbringung und Sicherung
der öffentlichen Abgaben (Abgabenexekutions-
ordnung — Abg.E.O.) wi rd im Einvernehmen
mit den Bundesministerien für Inneres und für
Justiz verordnet :

Ar t ike l I [zu § 43 , Abs. (2), des Gesetzes].
§ 1. Der Verkauf von beweglichen körperlichen

Sachen kann auf Anordnung des Finanzamtes im
Versatz- , Verwahrungs- u n d Versteigerungsamt
Dorotheum in Wien und in dessen Zweiganstalten
vollzogen werden.

(2) Das Finanzamt veranlaßt die Überbrin-
gung der Gegenstände in das Versteigerungsamt
von Amts wegen.

(3) Transpor te werden nach Verfügung des
Finanzamtes von dessen Frächter oder vom Ver-
steigerungsamt ausgeführt.

(4) Die Gefahr des Transportes wi rd vom
Augenblick der Übernahme der Gegenstände von
der Republik Österreich oder, wenn der Transpor t
vom Versteigerungsamt besorgt wird, von diesem
getragen. Dieses haftet in jedem Fa l l für die dort
untergebrachten Sachen.

§ 2 . (1) Die Transportkosten zählen zu den
Barauslagen des finanzbehördlichen Vollstreckungs-
verfahrens und sind gemäß § 51 , Abs. (1),
Abg.E.O.. aus dem Verkaufserlös zu bestreiten.

(2) Transportkosten, die nicht mittels Abzuges
vom Verkaufserlös beglichen werden, sind nach den
für die Einbringung der Barauslagen des finanz-
behördlichen Vollstreckungsverfahrens geltenden
Vorschriften [§ 26, Abs. (5), des Gesetzes] ein-
zubringen.

(3) Die Übernahme der Gegenstände zum
Transpor t in das Versteigerungsamt und die A b -
gabe an dieses ist durch ein Vollstreckungsorgan
zu bewirken.

(4) Die Überbringung in das Versteigerungsamt
zum Zweck des Verkaufes ist nicht Einleitung
der Verwahrung (§ 34 Abg.E.O.).

§ 3 . (1) Der Verkauf im Versteigerungsamt
erfolgt durch Versteigerung. Die Versteigerung
kann nach Vollstreckungsmassen oder nach
Gruppen von Gegenständen erfolgen, so daß
gleichartige Gegenstände aus verschiedenen Mas-
sen gleichzeitig, aber einzeln versteigert werden.
Letzterenfalls ist für jede Masse ein besonderes
Protokoll zu führen.

(2) Für die Versteigerung bestimmter Gruppen
gleichartiger Gegenstände können im voraus ein-
zelne Tage jeder Woche oder jedes Monates fest-
gesetzt werden.

(3) Die Versteigerung wird von einem Voll-
strecker eines Finanzamtes vorgenommen.

§ 4. Gegenstände, die bei der Versteigerung
nicht verkauft werden konnten, werden dem Ver-
kauf aus freier H a n d zugeführt. Sie bleiben zu
diesem Zweck längstens durch drei Wochen im
Versteigerungsamt ausgestellt. Den Verkauf be-
sorgt das Versteigerungsamt.
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§ 5. (1) Das Versteigerungsamt hebt von dem
Erlöse verkaufter Sachen nach einem Tarif eine
Lizitationsgebühr ein.

(2) Der Erlös wird vom Versteigerungsamt nach
Abzug der ihm zukommenden Gebühren (Lizi-
tations-, Transport-, Schätzungsgebühr) dem Fi-
nanzamt überwiesen.

§ 6. Für den Ersteher gelten die Bestimmungen
des allgemeinen Regulativs des Versteigerungs-
amtes.

§ 7. Nicht verkaufte Gegenstände folgt das
Versteigerungsamt dem Abgabenschuldner nur auf
Grund eines Auftrages des Finanzamtes und gegen
Erlag der ihm zukommenden Transport- oder
Schätzungsgebühren aus.

Artikel II [zu §§ 79, Abs. (4), und 82 des
Gesetzes].

§ 8. (1) Sobald das Finanzamt von einem bei
Gericht anhängigen Verwertungsrverfahren auf
bewegliche körperliche Sachen verständigt ist,
hat es sein Verwertungsverfahren abzubrechen
und dessen weitere Durchführung dem Gericht
zu überlassen, soweit es die gleichen Sachen er-
faßt; der Abgabenschuldner ist hievon zu ver-
ständigen. Im Fall der Ergebnislosigkeit des ge-
richtlichen Verwertungsverfahrens kann das
Finanzamt sein Verfahren fortsetzen.

(2) Steht e inem betreibenden Gläubiger nach
Inhal t der gerichtlichen Pfändungsakten das
alleinige Pfandrecht zu [§ 285, Abs. (1), E .O . ] , so
erhebt das Gericht v o r Ausfolgung des Verkaufs-
erlöses durch Anfrage beim Wohnsitzfinanzamt,
ob ein finanzbehördliches Pfandrecht besteht. Falls
binnen 14 Tagen nach Zustellung eine Äußerung
des Finanzamtes bei Gericht nicht einlangt, k a n n
der Verkaufserlös v o m Gericht ausgefolgt werden
(§ 56 E.O.) .

(3) H a t das Finanzamt die von ihm gepfändeten
Sachen verkauft , so hat es vor Verwendung des
Verkaufserlöses durch Anfrage beim Bezirks-
gericht, in dessen Sprengel die Sachen gepfändet
wurden (§ 18, Z. 4, E.O.), zu erheben, ob ein
gerichtliches Pfandrecht an den gleichen Sachen
besteht. Bei Bestand eines gerichtlichen Pfänd-
rechtes ist der Verkaufserlös zu Gericht zu er-
legen; die Verteilung obliegt dem Gericht. Langt
innerhalb 14 Tagen keine An twor t des Gerichtes
ein, so kann der Verkaufserlös vom Finanzamt
verwendet werden.

Art ikel III [zu §§ 83 , 85 , Abs.(4), und 86, Abs.(3),
des Gesetzes].

§ 9. (1) Wenn eine zur Vollstreckung und
Sicherung der nicht durch Finanzämter eingehobe-
nen Landes- und Gemeindeabgaben berufene
Vollstreckungsbehörde [§ 83, Abs. (2), Z. 2, des
Gesetzes] bewegliche körperliche Sachen ge-
pfändet hat , ha t sie hievon das Bezirksgericht,
in dessen Sprengel die Sachen gepfändet wurden
(§ 18, Z. 4, E.O.), durch Übersendung des Pfän-
dungsprotokolles oder eines kurzen Auszuges

daraus zu verständigen. Die in § 8, Abs. (1) und
(3), den Finanzämtern auferlegten Verpflichtun-
gen treffen auch die in § 83, Abs. (2), Z. 2, des
Gesetzes bezeichneten Vollstreckungsbehörden.

(2) Die in § 83, Abs. (2), Z . 2, des Gesetzes
bezeichneten Vollstreckungsbehörden haben vor
Einleitung eines Verwertungsverfahrens das
Finanzamt zu verständigen, in dessen Sprengel
der Abgabenschuldner wohnt . H a t das Finanzamt
an den vom Verwertungsverfahren betroffenen
Sachen ein Pfandrecht erworben, so hat es sich
mit der Vollstreckungsbehörde über die Durch-
führung des Verwertungsverfahrens ins Einver-
nehmen zu setzen. Der Abgabenschuldner ist vom
Ergebnis der Abmachung zu verständigen.
Gleiches gilt sinngemäß, wenn eine Vollstrek-
kungsbehörde [§ 83, Abs. (2), Z . 2, des Gesetzes]
von einem bei einem Finanzamt anhängigen, die
gleichen Sachen erfassenden Verwertungsverfah-
ren Kenntnis erhält . Im Fall der Ergebnislosigkeit
des vom Finanzamt durchgeführten Verwertungs-
verfahrens kann die Vollstreckungsbehörde ihr
Verwertungsverfahren fortsetzen. Dies gilt ent-
sprechend für das Finanzamt, wenn das bei der
Vollstreckungsbehörde durchgeführte Verwer-
tungsverfahren ergebnislos geblieben ist. Bei der
Verwendung des Verwertungserlöses sind Pfand-
rechte des Finanzamtes und der Vollstreckungs-
behörde wechselseitig nach ihrem Rang zu berück-
sichtigen.

Art ike l IV. [zu §§ 8, Abs. (3), und 91 des Gesetzes].
§ 10. Bei der Vollstreckung gegen eine Ge-

meinde oder gegen eine durch Ausspruch einer
Verwaltungsbehörde als öffentlich und gemein-
nützig erklärte Anstalt sind die Vorschriften der
zur Durchführung des § 15 E. O . ergangenen Ver-
ordnung vom 6. Mai 1897, R.G.Bl. Nr. 153,
sinngemäß anzuwenden.

Artikel V.
§ 11. (1) Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit

dem Bundesgesetz vom 30. März 1949,
B. G. Bl. Nr. 104, über die Einbringung und
Sicherung der öffentlichen Abgaben (Abgaben-
exekutionsordnung — Abg.E.O.) in Kraft. .

(2) Auf bereits anhängige Vollstreckungsver-
fahren finden die Bestimmungen des § 8 nur An-
wendung, wenn die gerichtliche Verteilungstag-
satzung noch nicht stattgefunden hat, die Bestim-
mungen des § 9 nur, wenn das Verwertungsver-
fahren noch nicht eingeleitet ist.

Zimmermann

1 5 8 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 28. Juni 1949, womit Be-
stimmungen der Geschäftsordnung für die
Gerichte I. und II. Instanz (Geo.), betreffend
Durchführung der Exekutionsordnung, ab-

geändert werden.
Auf Grund des Artikels VII der Sechsten

Gerichtsentlastungsnovelle (B. G. Bl. Nr. 222/
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1929) wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt und dem Bundesministerium für
Finanzen verordnet:

Artikel I.

1. § 631 a Geo. hat zu lauten:
„§ 631 a. Z u s a m m e n t r e f f e n e i n e r

g e r i c h t l i c h e n m i t e i n e r F i n a n z -
v o l l s t r e c k u n g .

(1) Auf finanzbehördliche Pfandrechte, die von
Finanzämtern im finanzbehördlichen Voll-
streckungs- und Sicherungsverfahren begründet
werden, ist im gerichtlichen Vollstreckungsver-
fahren wie folgt Bedacht zu nehmen.

(2) Das Gericht ha t bei der Verwer tung beweg-
licher körperlicher Sachen durch Zustellung des
Versteigerungsediktes oder des Beschlusses über
eine Verwer tung nach §§ 268, 271 und 280,
Abs. (1), E O . das nach dem Wohns i tz (Sitz) des
Verpflichteten zuständige F inanzamt (Wohns i t z -
finanzamt) zu verständigen.

(3) Finanzbehördl iche Verwer tungsverfahren
werden auf G r u n d dieser Vers tändigung abge-
brochen, soweit sie die gleichen Sachen erfassen.

(4) Auf Pfandrechte, die im finanzbehördlichen
Vollstreckungsverfahren erworben wurden, ha t
das Gericht bei Verwendung des Verkaufserlöses
(§§ 283, 285 EO. ) in dem durch die P fändung
begründeten Rang Bedacht zu nehmen. Das G e -
richt ha t daher zu jeder Vertei lungstagsatzung
[§ 285, Abs. (3), E O . ] das in Abs. (2) genannte
Finanzamt zu laden. Steht dem betreibenden
Gläubiger nach Inhal t der Pfändungsakten das
alleinige Pfandrecht zu [§ 285, Abs. (1), E O . ] ,
so ha t das Gericht vor Ausfolgung des Erlöses
durch Anfrage bei diesem F inanzamt zu erheben,
ob ein finanzbehördliches Pfandrecht besteht.
Falls binnen 14 Tagen nach Zustel lung eine
Äußerung nicht einlangt, k a n n der Verkaufserlös
ausgefolgt werden (§ 56 E O . ) . Finanzbehördl iche
Pfandrechte sind bei der Vertei lung des Verkaufs-
erlöses nur auf Anmelden zu berücksichtigen.

(5) Ein im Finanzvollstreckungsverfahren er-
zielter Verkaufserlös w i rd zu Gericht erlegt,
falls an dem verkauften Gegenstand ein gericht-
liches Pfandrecht besteht, auch wenn ein gericht-
liches Verwertungsverfahren nicht anhängig ist.
Die Vertei lung des Verkaufserlöses obliegt in
diesem Falle dem Gericht. Die Gerichte haben
Anfragen der Finanzämter , ob gerichtliche P fand -
rechte an den verkauften Gegenständen haften,
längstens binnen 14 Tagen zu beantwor ten . Nach
fruchtlosem Ablauf dieser Frist k a n n das F inanz -
amt den Verkaufserlös verwenden.

(6) Die vorstehenden Bestimmungen finden
sinngemäße Anwendung , wenn eine an den Vol l -
strecker herausgegebene bewegliche körperliche
Sache verwerte t wi rd .

(7) Finanzpfandrechte werden im Pfändungs-
register nicht ve rmerk t . "

2. Dem § 631 a Geo. w i rd ein § 631 b an -
gefügt:

„§ 631 b . Z u s a m m e n t r e f f e n e i n e r
g e r i c h t l i c h e n m i t e i n e r V e r w a l -
t u n g s v o l l s t r e c k u n g .

(1) Auf Pfandrechte, die in einem nichtgericht-
lichen Vollstreckungsverfahren begründet werden
und auf die § 631 a keine Anwendung findet
(Verwaltungspfandrechte, § 83 Abg.E.O. und
§ 3 V.V.G.) , ist im gerichtlichen Vollstreckungs-
verfahren wie folgt Bedacht zu nehmen.

(2) Die Verwaltungsbehörden sind angewiesen,
den Gerichten von der Begründung von Verwal -
tungspfandrechten [Abs. (1)] durch Übersendung
ihrer Pfändungsprotokolle oder kurzer Auszüge
daraus Nachricht zu geben.

(3) Der Beamte, der das Pfändungsregister
führt, hat im Pfändungsregister den Namen der
Vollstreckungsbehörde, Zahl und T a g der Ver-
waltungspfändung und die Höhe des Anspruches
anzumerken. Besteht für den Verpflichteten im
Register keine (noch aufrechte) Eintragung (keine
Karte) oder ergreift das Verwaltungspfandrecht
nur Gegenstände, die nicht auch gerichtlich ge-
pfändet sind, so ist zu Überwachungszwecken
eine Registerpost zu eröffnen (eine Verweisungs-
kar te einzulegen).

(4) Sodann ist das Protokoll (der Auszug)
zurückzusenden; Entstehungstag und Geschäfts-
zahl etwaiger gerichtlicher Pfandrechte sind mit-
zuteilen.

(5) Das Gericht ha t bei der Verwer tung beweg-
licher körperlicher Sachen durch Zustellung des
Versteigerungsediktes oder des Beschlusses über
eine Verwer tung nach §§ 268, 271 und 280,
Abs. (1), E O . die Vollstreckungsbehörde, die dem
Gericht- von dem Bestehen eines Pfandrechtes
nach Abs. (2) Nachricht gegeben hat , zu ver-
ständigen.

(6) Verwaltungsbehördliche Verwertungsver-
fahren werden auf Grund dieser Verständigung
abgebrochen, soweit sie die gleichen Sachen er-
fassen.

(7) Auf Verwaltungspfandrechte, die dem Ge-
richt bekanntgegeben wurden, ha t das Gericht
bei Verwendung des Verkaufserlöses (§§ 283,
285 EO.) in dem durch die Pfändung begrün-
deten Rang Bedacht zu nehmen. Das Gericht ha t
daher bei Bestehen eines Verwaltungspfandrechtes
auf jeden Fall eine Verteilungstagsatzung [§ 285,
Abs. (3), EO. ] anzuberaumen und zu dieser die
Vollstreckungsbehörde, die dem Gericht von dem
Pfandrecht nach Abs. (2) Nachricht gegeben hat ,
zu laden. Verwaltungspfandrechte sind bei der
Verteilung des Verkaufserlöses nur auf Anmelden
zu berücksichtigen.

(8) Ein erzielter Verkaufserlös wi rd zu Gericht
erlegt, falls an dem verkauften Gegenstand ein
gerichtliches Pfandrecht besteht, auch wenn ein
gerichtliches Verwertungsverfahren nicht anhängig
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ist. Die Verteilung des Verkaufserlöses obliegt
in diesem Falle dem Gericht. Die Gerichte haben
Anfragen der Verwaltungsbehörden, ob gericht-
liche Pfandrechte an den verkauften Gegenstän-
den haften, längstens binnen 14 Tagen zu beant-
worten. Nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist
kann die Vollstreckungsbehörde den Verkaufs-
erlös verwenden.

(9) Die vorstehenden Bestimmungen finden
sinngemäße Anwendung, wenn eine an den Voll-
strecker herausgegebene bewegliche körperliche
Sache verwertet wird."

3. Die §§ 452, 630, Abs. (3), letzter Satz, und
631, Abs. (3), Geo. werden aufgehoben.

Artikel II.
Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß b e s t i m -

m u n g e n .
(1) Die Bestimmungen des Artikels I sind auf

bereits anhängige Vollstreckungsverfahren anzu-
wenden, sofern eine Verteilungstagsatzung noch
nicht stattgefunden hat .

(2) Diese Verordnung tr i t t gleichzeitig mit dem
Bundesgesetz vom 30. März 1949, B. G. Bl.
N r . 104, über die Einbringung und Sicherung der
öffentlichen Abgaben (Abgabenexekutionsordnung
— Abg.E.O.) in Kraf t .

Gerö

159. Verordnung des Bundeskanzleramtes
vom 1. August 1949 über den Vorgang bei
der Eintreibung von Geldleistungen im Ver-

waltungsvollstreckungsverfahren.
Auf Grund des § 3 des Verwaltungsvoll-

streckungsgesetzes vom 21. Juli 1925, B.G.Bl.
Nr. 276, wird verordnet:

§ 1. (1) Dem Ersuchen einer erkennenden oder
verfügenden Stelle um Eintreibung einer Geld-
leistung durch die Verwaltungsvollstreckungs-
behörde ist eine Ausfertigung des Exekutionstitels
anzuschließen, die mit der Bestätigung versehen
ist, daß der Exekutionstitel einem die Vollstreck-
barkeit hemmenden Rechtszug nicht unterliegt
(Vollstreckbarkeitsbestätigung). Die Vollstreck-
barkeitsbestätigung kann auch in das Ersuchen
aufgenommen werden.

(2) Die Anspruchsberechtigten, die gemäß § 3,
Abs. (3), des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes
die Eintreibung der Verpflichtung zu einer Geld-
leistung unmittelbar beim zuständigen Gericht
beantragen können, sind von der Vollstreckungs-
behörde, wenn sie nicht in der Lage ist, die Ein-
treibung selbst durchzuführen, zu verhalten, ihre
Anträge unmittelbar beim zuständigen Gericht zu
stellen.

§ 2. Die Vollstreckungsbehörde hat von jedem
im Verwaltungsvollstreckungsverfahren begrün-
deten Pfandrecht das Bezirksgericht, das Finanz-
amt und die Gemeindebehörde, in deren Sprengel
die Sachen gepfändet wurden, durch Übersendung
des Pfändungsprotokolles oder eines kurzen Aus-
zuges daraus zu verständigen.

§ 3. Von der Einforderung der im Exekutions-
verfahren aufgelaufenen, nicht einbringlichen
Vollzugskosten hat das Gericht abzusehen, wenn
der betreibende Gläubiger die Republik Öster-
reich (Bundesschatz) ist.

§ 4. (1) Die Verordnung des Bundeskanzlers
vom 28. Dezember 1925, B. G. Bl. Nr. 446, über
den Vorgang bei der gerichtlichen Eintreibung
von Geldleistungen für Verwaltungszwecke wird
aufgehoben.

(2) Diese Verordnung findet auf bereits anhän-
gige Vollstreckungsverfahren Anwendung, sofern
eine gerichtliche Verteilungstagsatzung noch nicht
stattgefunden hat.

Figl.

1 6 0 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 1. Juli 1949
über die Einrichtung der Ärztelisten und

Inhalt und Form der Ärzteausweise.

Auf Grund des § 23, Abs. (11), des Bundes-
gesetzes vom 30. März 1949 über die Ausübung
des ärztlichen Berufes und die Standesvertretung
der Ärzte (Ärztegesetz), B.G.Bl. Nr. 92, wird
verordnet:

§ 1. (1) Die gemäß § 23, Abs. (2), des Ärzte-
gesetzes von den Ärztekammern zu führenden
Ärztelisten sind in Karteiform anzulegen und
haben nachfolgende Daten zu enthalten:

1. Vor- und Zuname, bei Frauen auch Geburts-
name,

2. Geburtsdaten,
3. Staatsangehörigkeit,
4. Nachweis der Mittelschulreifeprüfung [§ 2,

Abs. (1), lit. b, Ärztegesetz],
5. Nachweis des erworbenen Doktorates der ge-

samten Heilkunde [§ 2, Abs. (1), lit. c, Ärzte-
gesetz],

6. ständiger Wohnsitz und Wohnung,
7. Berufssitz,
8. Berufsbezeichnungen und Nachweis der Be-

rechtigung,
9. Amts-, verliehener Titel,

10. Nachweis einer gemäß § 11 Reichsärzteord-
nung erteilten Ausnahmegenehmigung, die
unter die Bestimmungen des § 59, Abs. (1),
Ärztegesetz fällt,

11. Daten des Erlöschens der Berechtigung zur
Berufsausübung (§15 Ärztegesetz), beziehungs-
weise eines Verzichtes auf die Berufsausübung
(§ 16 Ärztegesetz) oder Untersagung der
Berufsausübung (§§ 17 und 18 Ärztegesetz).

(2) Diese Karteiblätter sind von der Öster-
reichischen Ärztekammer bundeseinheitlich auf-
zulegen. Form und Aufgliederung des Inhaltes
bedarf der vorherigen Zustimmung des Bundes-
ministeriums für soziale Verwaltung.

§ 2. Die nach § 23, Abs. (2), auszustellenden
Ärzteausweise sind nach, der Anlage herzustellen.
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§ 3. Die gemäß § 23, Abs. (5), an die zu-
ständigen Bezirksverwaltungsbehörden zu erstat-
tenden Mitteilungen haben die in § 1, Punkt 1
bis 10, angeführten Daten sowie die Nummer,
unter der der betreffende Arzt in die Ärzteliste
eingetragen wurde, zu enthalten.

§ 4. Die Österreichische Ärztekammer kann für
die gemäß § 23, Abs. (1), beziehungsweise § 59,

Abs. (1), des Ärztegesetzes erforderliche Anmel-
dung zwecks Eintragung in die Ärzteliste ein
Formblatt bundeseinheitlich auflegen, dessen Form
und Inhalt der vorherigen Zustimmung des
Bundesministeriums für soziale Verwaltung
bedarf.

Maisel

Anlage

1 6 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 7. Juli 1949
zur Durchführung des Bundesgesetzes vom
30. Juni 1932, B.G.Bl. Nr. 210, über die
Verpfändung von Rindvieh für Mästungs-
kredite (Mastkreditgesetz) (III. Mastkredit-

verordnung).
Gemäß § 6 des Bundesgesetzes vom 30. Juni

1932, B.G.Bl. Nr. 210, über die Verpfändung
von Rindvieh für Mästungskredite (Mastkredit-
gesetz) wird auf Grund des zustimmenden Be-
schlusses des Hauptausschusses des Nationalrates
vom 7. Juli 1949 und im Einvernehmen
mit den Bundesministerien für Finanzen, für
Justiz und für Handel und Wiederaufbau ver-
ordnet:

§ 1. Als Unternehmungen, auf welche die Be-
stimmungen des Mastkreditgesetzes anwendbar
sind, werden bezeichnet:

1. die Genossenschaftliche Zentralbank Wien
Aktiengesellschaft, und zwar die Haupt-
niederlassung in Wien, I., Schauflergasse 6;

2. die Genossenschaftliche Zentralbank Wien
Aktiengesellschaft, Zweigstelle Zentralvieh-
markt, St. Marx;

3. der Verband österreichischer Viehverwer-
tungs-Genossenschaften („Viehverband"), re-
gistrierte Genossenschaft mit beschränkter
Haftung, Wien, I., Seilergasse 16;

4. die Österreichische Viehverwertungsgesell-
schaft m. b. H., Wien, III., St. Marx.

§ 2. Die Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit
den beteiligten Bundesministern vom 20. August
1932, B.G.Bl. Nr. 298, zur Durchführung des
Bundesgesetzes vom 30. Juni 1932, B. G. Bl.
Nr. 210, über die Verpfändung von Rindvieh für
Mästungskredite (Mastkreditgesetz) (I. Mastkre-
ditverordnung), in der Fassung der Verordnungen
des Reichskommissars für die Wiedervereinigung
Österreichs mit dem Deutschen Reiche, G. Bl. f. d.
L.Ö. Nr. 961/1939 und 1453/1939, tritt außer
Kraft.

Kraus.


